
Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche die
gesellschaftliche Grundentscheidung, dass Deutsch-
land seine Energieversorgung in Zukunft aus erneu-
erbaren Quellen decken wird, mit großer Mehrheit
parlamentarisch umgesetzt. Nach einer mindestens
30-jährigen kontroversen, teilsunversöhnlichen De-
batte steigt Deutschland als erste führende Industrie-
nation bis zum Jahr 2022 endgültig aus der Atom-
energie aus. In namentlicher Abstimmung haben die
Abgeordneten mit breiter parteiübergreifen-
der Mehrheit von 513 Ja-Stimmen bei 79 Nein-
Stimmen und 8 Enthaltungen ein über 700 Seiten
starkes Gesetzespaket zur Umsetzung der christlich-
liberalen Energiewende auf den Weg gebracht. Mit
diesem sollen Stromnetze schneller ausgebaut, Ge-
bäude besser gedämmt und der Ökostromanteil bis
2020 stark erhöht werden.
Wie sehen die Gesetzentwürfe zum Atomausstieg
und zur Energiewende im Einzelnen aus?
Bei der Novelle des Atomgesetzes übernahmen die
Koalitionsfraktionen den Regierungsentwurf vom 6.
Juni 2011: Die acht derzeit abgeschalteten Kern-
kraftwerke kommen nicht mehr an das Netz, die rest-
lichen neun werden stufenweise bis 2022 abgeschal-
tet. Mit dem Netzausbaubeschleunigungsgesetz
(NABEG) wird dafür gesorgt, dass Strom aus rege-
nerativen Energien möglichst rasch in größerem Um-
fang in das Netz eingespeist und transportiert werden
kann. Dazu kann die Bundesnetzagentur für länder-
und grenzüberschreitende Höchstspannungsleitungen
nunmehr sowohl die Fachplanung als auch die Plan-
feststellung federführend koordinieren.
Das Gesetz zur Neuregelung des Rechtsrahmens für
die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien (EEG) zielt darauf ab, den Anteil erneuer-
bar produzierten Stroms bis spätestens 2020 auf min-
destens 35 Prozent zu erhöhen. Mit dem Angebot
einer Marktprämie wird eine Brücke für die Integra-
tion in den regulären Strommarkt gebaut. Indem die
EEG-Umlage den Betrag von 3,5 Cent pro Kilowatt-
stunde nicht übersteigen soll, wird die Bezahlbarkeit

des EEG erhalten. Damit die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der stromintensiven Unternehmen
nicht über Gebühr belastet wird, wird eine lineare,
breit gefasste Ausgleichsregelung eingeführt.
Das Gesetz zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften hat im parlamentarischen
Verfahren ebenso wie das Gesetz zur Stärkung der
klimagerechten Entwicklung in den Städten und Ge-
meinden im Wesentlichen Klarstellungen erhalten.
Das Gesetz zur steuerlichen Förderung von energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden
setzt nunmehr mit dem Tag seines Inkrafttretens
neue steuerliche Anreize: Sanierungsmaßnahmen,
die zu einer überdurchschnittlichen Energieeffizienz
führen, verringern auf zehn Jahre verteilt die Steuer-
bemessungsgrundlage. Damit soll eine möglichst
umfassende Gebäudemodernisierung gefördert wer-
den.
Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errich-
tung eines Sondervermögens „Energie- und Klima-
fonds“ (EKFG) stellt einen Ausgleich für die entfal-
lenden Beiträge der Kernkraftwerksbetreiber zum
Klimafonds (EKF) her. Dazu gehen die Erlöse aus
dem Emissionshandel ab 2013 vollständig in den
EKF.
Die Bürger und Unternehmen in unserem Land ver-
trauen darauf, dass Strom zu jeder Tages- und
Nachtzeit, in jeder Menge und zu bezahlbarem Preis
vorhanden ist. Darauf können sie sich weiter verlas-
sen. Unser Energiesystem muss das wirtschaftliche
Fundament unseres Landes stärken, zum wichtigen
Impulsgeber für Innovation und technologischen
Fortschritt werden, die natürlichen Lebensgrundla-
gen bewahren und unser Klima schützen helfen.
Deutschland darf nicht von Stromimporten abhängig
werden, sondern muss seinen Nettobedarf eigenstän-
dig erzeugen können. Das ist – gerade auch wegen
der eingeleiteten umfassenden Energiewende – wei-
terhin der Anspruch der christlich-liberalen Koaliti-
on.
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Kurznachrichten

Sanierungen von Unternehmen erleichtern
Ziel des in dieser Woche in erster Lesung beratenen
„Gesetzes zur weiteren Erleichterung der Sanierung
von Unternehmen“ ist es, die Restrukturierung und
Fortführung von sanierungsfähigen Unternehmen
zu erleichtern und damit den Erhalt von Arbeits-
plätzen zu ermöglichen. Mit einer Reihe von Ände-
rungen in der Insolvenzordnung wird der Gläubi-
gereinfluss bei der Auswahl des Insolvenzverwal-
ters gestärkt, das Insolvenzplanverfahren ausge-
baut, gestrafft und noch stärker auf die Frühsanie-
rung von Unternehmen ausgerichtet. Auch werden
die Eigenverwaltung gestärkt und gerichtliche Zu-
ständigkeiten konzentriert. Die Insolvenzstatistik
wird durch ein neues Insolvenzstatistikgesetz ver-
bessert.

Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse
Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche in
erster Lesung das „Gesetz zur Verbesserung der
Feststellung und Anerkennung im Ausland erwor-
bener Berufsqualifikationen“ beraten. Mit diesem
sollen vor dem Hintergrund des wachsenden Fach-
kräftebedarfs Qualifikationspotentiale im Inland
stärker aktiviert und gleichzeitig die Attraktivität
Deutschlands für qualifizierte Fachkräfte aus dem
Ausland erhöht werden. Das Gesetz sieht für den
Zuständigkeitsbereich des Bundes Ansprüche auf
eine individuelle Prüfung der Gleichwertigkeit von
ausländischen Berufsqualifikationen mit inländi-
schen Referenzqualifikationen vor. Die Bundeslän-
der sind gefordert, sich bei der Anerkennung durch
Landesrecht geregelter Berufe an diesen Maßstäben
zu orientieren.

Schutz von Kindern und Jugendlichen
Ebenfalls in erster Lesung wurde das Gesetz zur
Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und
Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz) in dieser
Woche im Deutschen Bundestag beraten. Damit
soll eine rechtliche Grundlage für flächendeckende,
niedrigschwellige Hilfsangebote für Familien vor
und nach der Geburt und in den ersten Lebensjah-
ren des Kindes geschaffen werden. Insbesondere
wird die elterliche Erziehungskompetenz in dieser
wichtigen Phase gestärkt. Alle wichtigen Akteure
im Kinderschutz wie Jugendämter, Schulen, Ge-
sundheitsämter, Krankenhäuser, Ärzte, Schwanger-
schaftsberatungsstellen und Polizei sollen in einem
Netzwerk zum vorbeugenden Schutz von Kindern
zusammenwirken. Das Gesetz soll zudem den Ein-

satz von Familienhebammen stärken, die junge El-
tern im ersten Lebensjahr ihres Kindes begleiten.

Internet und digitale Gesellschaft
Die a u f In i t ia t ive de r CDU/ CSU-
Bundestagsfraktion eingerichtete Enquete-
Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“
legte in dieser Woche ihren ersten Zwischenbericht
vor. Dargestellt wird die Arbeit in den vier Projekt-
gruppen „Netzneutralität“, „Datenschutz, Persön-
l ic hke i t s rec ht e“ , „ Ur he be r rec ht“ und
„Medienkompetenz“. Zudem werden die Maßnah-
men zur Beteiligung der Öffentlichkeit erläutert.
Handlungsempfehlungen in diesem für uns alle
wichtigen Zukunftsfeld werden in einem weiteren
Zwischenbericht folgen.

25 Jahre Parlaments-Stipendium
Aus Anlass des 25-jährigen Bestehens des Interna-
tionalen Parlaments-Stipendium (IPS) hat eine
fraktionsübergreifende Gruppe von Abgeordneten
einen Antrag in den Deutschen Bundestag einge-
bracht, der die Absicht bekräftigt, das Internationa-
le Parlaments-Stipendium fortzuführen. Es sollen
weiterhin jedes Jahr bis zu 120 qualifizierte und
politisch besonders interessierte junge Menschen
aus Staaten, mit denen die Bundesrepublik
Deutschland eine besondere Freundschaft verbin-
det, in den Deutschen Bundestag eingeladen wer-
den. Hier sollen sie die Gelegenheit haben, das
parlamentarische Regierungssystem Deutschlands
sowie die politischen Entscheidungsprozesse aus
eigener Anschauung kennen zu lernen. Durch die-
ses weltweit einzigartige Programm zur Förderung
von Demokratie und interkulturellem Dialog konn-
ten bisher über 1.750 junge Menschen aus Mittel-,
Südost- und Osteuropa sowie Frankreich, Israel
und den USA die Arbeit des Deutschen Bundesta-
ges kennenlernen.

Zitat
«Das ist ein sehr guter Tag für Deutschland.»
(Bundesumweltminister Norbert Röttgen an die-

sem Donnerstag zur von der christlich-liberalen
Koalition eingeleiteten Energiewende)
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In eigener Sache
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30.06.2011 Wieland-Gymnasium in Berlin

Josef Rief empfing am Donnerstag die Kurs-

stufe 1 des Wieland-Gymnasiums aus Bibe-

rach. Die Schüler hatten viele Fragen und wa-

ren sehr gut informiert über die aktuellen De-

batten, die den Bundestag in dieser Woche be-

schäftigten. So entstand eine lebhafte Diskussi-

on. Des Weiteren wollten die Besucher wissen,

wie die Zusammenarbeit zwischen Regierungs

- und Oppositionsfraktionen funktioniert und

wie man Bundestagsabgeordneter wird. Auch

Stuttgart 21 und die politische Situation in Baden-Württemberg waren Thema. Nach dem Gespräch

konnten die Schüler eine Plenarsitzung im Reichstagsgebäude besuchen und danach auf die

29.06.2011 Schweineerzeugerringe Ehingen-
Münsingen und Biberach-Ravensburg besuch-
ten Josef Rief

Mitglieder der Schweineerzeugerringe Ehingen

-Münsingen und Biberach-Ravensburg besuch-

ten Josef Rief im Bundestag. Die aktuelle Ent-

wicklung der Verbraucher- und Erzeugerpreise

standen ebenso auf der Tagesordnung des Ge-

sprächs als auch die Reform des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes, die in dieser Woche im

Bundestag verabschiedet werden soll. Die

Landwirte interessierte dabei besonders die

neuen Regelungen zu Biogasanlagen. Eine

Führung mit Kuppelbesuch auf dem Dach des Reichstages schlossen den Besuch ab.

27.06.2011 Federseeschule in Berlin
Am Montag besuchte eine Klasse der Feder-

seeschule aus Bad Buchau ihren Bundestags-

abgeordneten Josef Rief in Berlin. Bei der leb-

haften Diskussion hatten die Schülerinnen und

Schüler viele Fragen zur Arbeit und zum Wer-

degang eines Abgeordneten sowie zu aktuellen

Themen wie dem Atomausstieg und der Schul-

politik. Im Anschluss führte Rief die Gruppe

durch die Gebäude des Bundestages bevor am

Ende die Reichstagskuppel bestiegen wurde.

Nächster Sprechtag von Josef Rief:
am 12. Juli 2011 von 10.00 - 12.00 Uhr im Wahlkreisbüro in Biberach, Braithweg 27


